
Anlage 
Auzüge aus § 3 Abs. 2 Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) 

 
§ 3 
Informationspflichten vor Vertragsschluss 
(1) Der Unternehmer hat den Verbraucher rechtzeitig vor Abgabe von dessen Vertragserklärung in 
Textform und in leicht verständlicher Sprache über sein allgemeines Leistungsangebot und über den 
wesentlichen Inhalt seiner für den Verbraucher in Betracht kommenden Leistungen zu informieren. 
 
(2) Zur Information des Unternehmers über sein allgemeines Leistungsangebot gehört die Darstellung 
 
1. der Ausstattung und Lage des Gebäudes, in dem sich der Wohnraum befindet, sowie der dem 
gemeinschaftlichen Gebrauch dienenden Anlagen und Einrichtungen, zu denen der Verbraucher Zugang 
hat, und gegebenenfalls ihrer Nutzungsbedingungen, 
 
2. der darin enthaltenen Leistungen nach Art, Inhalt und Umfang, 
 
3. der Ergebnisse der Qualitätsprüfungen, soweit sie nach § 115 Absatz 1a Satz 1 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch oder nach landesrechtlichen Vorschriften zu veröffentlichen sind. 

 

Begründung zu Absatz 2 
 
Absatz 2 legt fest, welche Informationspflichten der Unternehmer in Bezug auf sein allgemeines 
Leistungsangebot erfüllen muss. Die Darstellung des allgemeinen Leistungsangebots soll dazu dienen, 
dem Verbraucher ein Bild von dem Unternehmer und seinen Leistungen im Anwendungsbereich des 
Gesetzes zu vermitteln. Da es um eine allgemeine Darstellung des Betriebs des Unternehmers und 
seiner Leistungspalette geht, kann er die allgemeine Informationspflicht auch durch die 
Aushändigung einer Broschüre oder eines Prospekts erfüllen, wenn diese den Anforderungen des 
Absatzes 2 genügen. 
 
Gemäß Nummer 1 muss der Unternehmer zunächst eine allgemeine Beschreibung der Ausstattung und der 
Lage des Gebäudes, in dem sich der Wohnraum befindet, sowie der Flächen und Einrichtungen, die der 
gemeinschaftlichen Nutzung dienen, vornehmen. Falls die Einrichtungen des Unternehmers besonderen 
Nutzungsbedingungen unterliegen, sind auch diese darzustellen. 
 
Nach Nummer 2 hat der Unternehmer die in seinem allgemeinen Leistungsangebot enthaltenen 
Leistungen nach Art, Inhalt und Umfang darzustellen. 
 
Zu den Informationen über das allgemeine Leistungsangebot des Unternehmers gehören gemäß Nummer 
3 auch die Ergebnisse der Qualitätsprüfungen, soweit sie nach § 115 Absatz 1a Satz 1 SGB XI oder nach 
landesrechtlichen Vorschriften zu veröffentlichen sind. Der Unternehmer muss somit nicht das vollständige 
Ergebnis der Qualitätsprüfungen darlegen, sondern ist nur verpflichtet, den Verbraucher in der Form zu 
informieren, in der er die Ergebnisse der Qualitätsprüfungen auch veröffentlichen muss. Hierbei handelt es 
sich üblicherweise um eine gekürzte Fassung in einfacher und verständlicher Sprache. Die 
Veröffentlichungspflicht der Qualitätsprüfungen und Prüfberichte der Behörden nach Landesrecht dient 
ebenfalls der Stärkung der Transparenz und der Vergleichbarkeit von Pflegeeinrichtungen. Mit der Pflicht 
des Unternehmers, auf diese Veröffentlichung hinzuweisen, soll dieses Instrument zusätzlich gestärkt 
werden. 

 
§ 3 
Informationspflichten vor Vertragsschluss 
3) Zur Information über die für den Verbraucher in Betracht kommenden Leistungen gehört die Darstellung 
 
1. des Wohnraums, der Pflege- oder Betreuungsleistungen, gegebenenfalls der Verpflegung als Teil der 
Betreuungsleistungen sowie der einzelnen weiteren Leistungen nach Art, Inhalt und Umfang, 
 
2. des den Pflege- oder Betreuungsleistungen zugrunde liegenden Leistungskonzepts, 
 
3. der für die in Nummer 1 benannten Leistungen jeweils zu zahlenden Entgelte, der nach § 82 Absatz 3 
und 4 des Elften Buches Sozialgesetzbuch gesondert berechenbaren Investitionskosten sowie des 
Gesamtentgelts, 
 
4. der Voraussetzungen für mögliche Leistungs- und Entgeltveränderungen, 
 
5. des Umfangs und der Folgen eines Ausschlusses der Angebotspflicht nach § 8 Absatz 4, wenn ein 
solcher Ausschluss vereinbart werden soll. 

 


